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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Gründung von gemein- 
samen Unternehmen im Geltungsbereich des EWG-Ver- 
trages. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Septem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Gründung von gemeinsamen Unternehmen im Geltungs- 
bereich des EWG- Vertrages 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aufgabe der Gemeinschaft ist es vor allem, eine 
harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens so- 
wie eine beständige und ausgewogene Wirtschafts- 
ausweitung zu fördern. 

Diese Ziele der Gemeinschaft machen es erforder- 
lich, daß auf Gemeinschaftsebene Einrichtungen, die 
mit Dienstleistungen im öffentlichen Interesse be- 
traut sind, und Unternehmen, die auf dem Gebiet 
der technologischen Entwicklung oder auf dem Ge- 
biet der Rohstoffversorgung wichtige Tätigkeiten 
von gemeinsamem europäischen Interesse ausüben, 
errichtet werden. 

Die mit den im gemeinsamen Interesse liegenden 
Tätigkeiten dieser Einrichtungen oder Unternehmen 
verbundenen Risiken oder Belastungen können un- 
ter Umständen die Gewährung angemessener Ver- 
günstigungen erforderlich machen, ohne daß indes- 
sen die Wettbewerbsbedingungen zwischen Mit- 
gliedstaaten verfälscht werden. 

Im Hinblick auf die Erreichung der obengenannten 
Ziele bildet die Form des Gemeinsamen Unterneh- 
mens im Sinne dieser Verordnung einen geeigneten 
rechtlichen Rahmen. 

Die für die Ausarbeitung dieser Rechtsform nöti- 
gen Handlungsbefugnisse sind im EWG-Vertrag 
nicht vorgesehen worden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Nach Maßgabe der folgende Artikel können als ge- 
meinsame Unternehmen im Sinne dieser Verordnung 
gegründet werden: 

a) jeder öffentliche Dienst, der auf Gemeinschafts- 
obene neu geschaffen wird oder durch die voll- 


ständige oder teilweise Zusammenlegung der 
Tätigkeiten von Einrichtungen für Dienstleistun- 
gen im öffentlichen Interesse in der Gemeinschaft 
entsteht, gleichgültig, ob er mit der Rechtsper- 
sönlichkeit ausgestattet ist oder nicht; 

b) jedes Unternehmen, an dem Unternehmen oder 
Einrichtungen beteiligt sind, die dem Recht zu- 
mindest zweier Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
unterliegen, und dessen Aufgabe es ist, auf dem 
Gebiet der technologischen Entwicklung oder auf 
dem Gebiet der Rohstoffversorgung außerhalb 
des Sektors der Kohlenwasserstoffverbindungen 
eine wichtige Tätigkeit von gemeinsamem euro- 
päischen Interesse auszuüben. 

Artikel 2 

1. Jeder Plan zur Errichtung eines gemeinsamen 
Unternehmens, der von der Kommission, einem Mit- 
gliedstaat oder einer anderen Seite ausgeht, wird 
von der Kommission geprüft. 

2. Die Kommission übermittelt dem Rat einen ein- 
gehenden Bericht über den gesamten Plan mit ihrer 
begründeten Stellungnahme. 

3. Gibt die Kommission eine befürwortende Stel- 
lungnahme ab, so unterbreitet sie dem Rat einen 
Vorschlag über 

a) den Standort, 

b) die Satzung, 

c) den Umfang und die Zeitfolge der Finanzierung, 

d) die etwaige Beteiligung der Gemeinschaft an der 
Finanzierung des gemeinsamen Unternehmens, 

e) die etwaige Beteiligung eines dritten Staates, 
einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder eines 
Angehörigen eines dritten Staates an der Finan- 
zierung oder an der Geschäftsführung des ge- 
meinsamen Unternehmens, 

f) eventuell die vollständige oder teilweise Gewäh- 
rung der im Anhang zu dieser Verordnung ge- 
nannten Vergünstigungen und die Bedingungen 
für diese Gewährung. 

Artikel 3 

Hat die Kommission sich in dieser Weise an den Rat 
gewandt, so kann er sie um zusätzliche Auskünfte 
und Prüfungen ersuchen, soweit er diese als notwen- 
dig erachtet. 
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Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission. 

Jedoch ist Einstimmigkeit erforderlich hinsichtlich 

a) der Beteiligung der Gemeinschaft an der Finan- 
zierung des gemeinsamen Unternehmens; 

b) der vollständigen oder teilweisen Gewährung 
der im Anhang zu dieser Verordnung genannten 
Vergünstigungen, die von jedem Mitgliedstaat 
alsdann in seinem Bereich zu gewähren sind, so- 
wie der Bedingungen für die Gewährung dieser 
Vergünstigungen; 

c) der Beteiligung eines dritten Staates, einer zwi- 
schenstaatlichen Einrichtung oder eines Ange- 
hörigen eines dritten Staates an der Finanzierung 
oder Geschäftsführung des gemeinsamen Unter- 
nehmens. 

Artikel 4 

Die Errichtung eines gemeinsamen Unternehmens 
erfolgt durch Entscheidung des Rates. 

Das gemeinsame Unternehmen unterliegt vor allem 
im Hinblick auf seine Errichtung und im Hinblick auf 
die Vergünstigungen, die ihm gewährt werden kön- 
nen, den Vorschriften des EWG-Vertrages, insbeson- 
dere Artikel 85 bis 94. 

Das gemeinsame Unternehmen hat Rechtspersön- 
lichkeit. 

Es hat in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende 
Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die das jeweilige 
innerstaatliche Recht juristischen Personen zuer- 
kennt; es kann insbesondere bewegliches und unbe- 


wegliches Vermögen erwerben und veräußern sowie 
klagen und verklagt werden. 

Bei den unter Artikel 1 b fallenden gemeinsamen 
Unternehmen ist die Satzung, abgesehen von Aus- 
nahmen, die für die Verwirklichung des Unterneh- 
menszweckes unerläßlich sind, entweder nach den 
Bestimmungen des Rechts eines Mitgliedstaates oder 
nach den Bestimmungen der Verordnungen der Ge- 
meinschaft auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts 
zu errichten. 

Soweit nicht nach den Bestimmungen des EWG-Ver- 
trages und den auf Grund dieses Vertrages erlasse- 
nen Rechtsakten der Gerichtshof zuständig ist, wer- 
den Streitigkeiten, bei denen gemeinsame Unterneh- 
men beteiligt sind, durch die zuständigen inner- 
staatlichen Rechtsprechungsorgane entschieden. 

Artikel 5 

Das gemeinsame Unternehmen übermittelt der Kom- 
mission, die davon den Rat unterrichtet, einen Jah- 
resbericht über ihre Tätigkeit gemäß den in seiner 
Satzung festgesetzten Bestimmungen. 

Artikel 6 

Die auf Grund dieser Verordnung eingeholten Aus- 
künfte haben vertraulichen Charakter. 

Artikel 7 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Vergünstigungen, die den gemeinsamen 
Unternehmen oder den beteiligten Unternehmen 
nach Artikel 3 der Verordnung gewährt werden 
können 


1. a) Anerkennung des öffentlichen Interesses für 

den Erwerb von Grundstücken, die für die 
Errichtung der gemeinsamen Unternehmen er- 
forderlich sind, nach dem einzelstaatlichen 
Recht. 

b) Anwendung des einzelstaatlichen Enteig- 
nungsverfahrens aus Gründen des öffentlichen 
Interesses zur Herbeiführung des Grundstück- 
erwerbs in Fällen, in denen eine gütliche Eini- 
gung nicht zustande kommt. 

2. Befreiung von Steuern, Abgaben und Gebühren, 
die anläßlich der erfolgten Einbringungen in das ge- 
meinsame Unternehmen vom gemeinsamen Unter- 
nehmen oder von den beteiligten Unternehmen ge- 
schuldet weden, und zwar insbesondere Befreiung 
von 

- den Gesellschaft- und Grunderwerbsteuern; 


- den Steuern auf die bei den beteiligten Unterneh- 
men für die Einlagen sich ergebenden Veräuße- 
rungsgewinne. 

3. Befreiung von Aufgaben und Gebühren, insbe- 
sondere von Eintragung- und Grunderwerbsteuern, 
die beim Erwerb von Grundstücken geschuldet wer- 
den. 

4. Gewährung des steuerlichen Verlustvortrages 
für Verluste des gemeinsamen Unternehmens bei 
steuerpflichtigen Betriebsergebnissen der beteiligten 
Unternehmen. 

5. Befreiung von allen Zöllen und Abgaben gleicher 
Wirkung sowie von allen Ein- und Ausfuhrverboten 
und allen Ein- und Ausfuhrbeschränkungen wirt- 
schaftlicher oder fiskalischer Art für wissenschaft- 
liches und technisches Material, mit Ausnahme des 
Baumaterials und des Materials für Verwaltungs- 
zwecke. 

6. Gewährung von Darlehen zu ermäßigtem Zins- 
satz und von Darlehensbürgschaften durch die Ge- 
meinschaft. 
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Begründung 


I. Einleitung 

Auf Verlangen des Rates hat die Gruppe „Industrie- 
politik“ des Rates kürzlich die Möglichkeit einer 
Anwendung der Rechtsreform des gemeinsamen Un- 
ternehmens auf anderen als den durch den Euratom- 
Vertrag vorgesehenen Gebieten geprüft. In ihrem 
Bericht vom 30. März 1971 an den Ausschuß der 
Ständigen Vertreter wies sie darauf hin^), daß diese 
Rechtsreform auch auf anderen als den nuklearen 
Sektor ausgedehnt werden könnte, vor allem wenn 
die Kooperation zwischen öffentlichen Unternehmen 
und Unternehmen, die einen öffentlichen Dienst 
wahrzunehmen haben, gefördert werden solle, oder 
wenn eine solche Kooperation auf den Sektoren mit 
fortgeschrittener Technologie und im Bereich der 
Versorgung mit Grundstoffen und Energie ange- 
strebt werde. 

Die Gruppe machte insbesondere darauf aufmerk- 
sam, daß zwischen der Rechtsform des gemeinsa- 
men Unternehmens als solcher und den insbesondere 
finanziellen und steuerlichen Vergünstigungen, die 
solchen Unternehmen in bestimmten Fällen durch 
einstimmigen Ratsbeschluß gewährt werden können, 
unterschieden werden müsse. 

Unter Berücksichtigung dieses Meinungsaustauschs 
legt die Kommission dem Rat einen Vorschlag über 
die Schaffung der Rechtsform eines gemeinsamen 
Unternehmens für einige dem EWG-Vertrag unter- 
liegende Unternehmen vor. 


II. Begründung der vorgeschlagenen Rechts- 
form des gemeinsamen Unternehmens 
und Geltungsbereiche 

Die Notwendigkeit einer Kooperation zwischen Un- 
ternehmen oder öffentlichen Diensten, die dem Recht 
verschiedener Mitgliedstaaten der Gemeinschaft un- 
terliegen, bzw. einer Umstrukturierung macht sich 
zur Zeit in vielen Bereichen bemerkbar. Leider wer- 
den diese Kooperationen oder Umstrukturierungen 
durch den Mangel an geeigneten Rechtsmitteln ge- 
hemmt, oft sogar verhindert. 

Mit der Zeit dürften die Arbeiten, die gegenwärtig 
in den Gemeinschaftsinstanzen für die Schaffung 
eines Statuts für eine europäische Aktiengesellschaft 
durchgeführt werden, gewiss in einer ganzen Reihe 
von Fällen eine Lösung bringen. 

Durch dieses Statut werden jedoch nicht alle Proble- 
me der Kooperation zwischen Unternehmen oder An- 
stalten verschiedener Mitgliedsländer gelöst. So 
steht die Rechtsreform der europäischen Aktienge- 
sellschaft nur Unternehmen offen, die nach inner- 
staatlichem Recht Aktiengesellschaften sind. Selbst 


wenn der Vorschlag zur Gründung der Rechtsreform 
einer europäischen anonymen Gesellschaft abgeän- 
dert wird im Hinblick auf seine Ausweitung auf ge- 
meinsame Filialen natürlicher oder juristischer Per- 
sonen, die nicht der Rechtsform der anonymen Ge- 
sellschaft unterliegen, wird diese Rechtsform nicht 
immer den besonderen Organisations- und Struktur- 
problemen gerecht werden können, die sich dann 
stellen, wenn ein Unternehmen öffentliche Dienstlei- 
stungen wahrnimmt oder seine Wirtschaftstätigkei- 
ten von erheblichem öffentlichen Interesse sind. 
Ebenso können die Belastungen oder Risiken, die 
mit den Tätigkeiten gemeinsamen Interesses verbun- 
den sind, zuweilen die Gewährung von Vergünsti- 
gungen oder Erleichterungen für das Unternehmen 
rechtfertigen. Schließlich müssen für einige Unter- 
nehmen Sondervorschriften vorgesehen werden, um 
die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft, von 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, Drittstaaten oder 
ihren Staatsangehörigen oder von internationalen 
Organisationen zu ermöglichen. 

Aus diesen Gründen sieht der beigefügte Verord- 
nungsvorschlag die Schaffung von Gemeinsamen Un- 
ternehmen in der Gemeinschaft vor, die von Fall zu 
Fall durch eine Entscheidung des Rates auf Vor- 
schlag der Kommission gegründet werden. 

Die Gründung solcher Unternehmen wäre auf folgen- 
de zwei Gegebenheiten begrenzt: 

1. vollständige oder teilweise Zusammenlegung 
von Tätigkeiten des öffentlichen Dienstes von An- 
stalten, Unternehmen oder Verwaltungsbehörden 
verschiedener Länder, unabhängig davon ob sie 
rechtsfähig sind oder nicht, oder Schaffung neuer 
Tätigkeiten dieser Art; 

2. Gründung von Unternehmen, an denen Unter- 
nehmen oder Anstalten von mindestens zwei Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft beteiligt sind und die 
eine wichtige Tätigkeit gemeinsamen europäischen 
Interesses auf dem Gebiet der technologischen Ent- 
wicklung oder der Rohstoffversorgung außerhalb 
des Sektors der Kohlenwasserstoffverbindungen 
ausüben sollen. 

Folgende Gründe sprechen für die Anwendung der 
Rechtsform des gemeinsamen Unternehmens auf 
diese beiden Fälle: 

1. Tätigkeiten des öffentlichen Dienstes 

Die ständig zunehmende Verflechtung der Volks- 
wirtschaften der Mitgliedsländer läßt erwarten, daß 
sich eine Reihe konkreter Vorhaben des öffentlichen 
Dienstes wegen des multinationalen Charakters der 
Probleme, die sie lösen sollen, in Zukunft nur im 


1) mit dem Vorbehalt einer Delegation 
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größeren Rahmen der Gemeinschaft wirksam und 
geschlossen durchführen läßt. Solche Vorhaben wer- 
den sich auf Gebieten außerhalb oder am Rande des 
Wettbewerbssektors, wie des Verkehrs, des Fern- 
meldewesens, der Meteorologie, der Gesundheit und 
öffentlichen Hygiene, des Umweltschutzes, der Ver- 
breitung der Kenntnisse usw. als notwendig erwei- 
sen. 

Von internationalen Vereinbarungen abgesehen, 
gibt es zur Zeit keine Rechtsgrundlagen für die Ein- 
setzung oder Verwaltung europäischer öffentlicher 
Dienste. Diese Lücke muß geschlossen werden, da- 
mit eine fortschreitende Zusammenarbeit zwischen 
Mitgliedstaaten im Bereich des öffentlichen Dienstes 
möglich ist. Die Aushandlung und der Abschluß 
eines internationalen Vertrages in jedem Einzelfall 
kann nämlich wegen der Komplexität eines solchen 
Verfahrens nicht als Alternative angesehen werden. 

Die Anstalten des öffentlichen Dienstes, die im all- 
gemeinen nicht die Rechtsform einer Aktiengesell- 
schaft haben, erfüllen in den Mitgliedstaaten nicht 
die Voraussetzungen, um die Rechtsstellung der zur 
Zeit im Ministerrat erörterten europäischen Aktien- 
gesellschaft zu erlangen, eine Rechtsstellung die für 
sie auch nur wenig geeignet wäre. 

Dagegen bietet die vorgeschlagene Rechtsform des 
gemeinsamen Unternehmens eine angemessene 
Rechtsstruktur, die gegebenenfalls auch eine finan- 
zielle Beteiligung der Gemeinschaft ermöglicht. Diese 
Rechtsform würde die Gewährung ähnlicher Ver- 
günstigungen gestatten, wie sie die Mitgliedslän- 
der ihren nationalen öffentlichen Diensten wegen 
der Art ihrer Tätigkeiten gewähren. Die Beteiligung 
von Drittstaaten oder internationalen Organisatio- 
nen könnte von Fall zu Fall vorgesehen werden. 

2. Unternehmen, die eine wichtige Tätigkeit euro- 
päischen Interesses auf dem Gebiet der technologi- 
schen Entwicklung oder der Rohstoffversorgung 
ausüben 

Die Probleme, mit denen sich die europäische In- 
dustrie auf den Sektoren der fortgeschrittenen Tech- 
nologie auseinanderzusetzen hat, sind von der Kom- 
mission in ihrem Memorandum zur Industriepolitik 
im einzelnen dargelegt worden. Diese Probleme sind 
weitgehend auf das Fehlen geeigneter Organisa- 
tionsformen, die eine engere industrielle Zusammen- 
arbeit im europäischen Rahmen ermöglichen, sowie 
auf die unzulängliche Unterstützung zurückzuführen, 
die in der Kooperation zwischen Unternehmen meh- 
rerer Länder der Gemeinschaft gewährt wird, damit 
sie die Risiken der technologischen Entwicklung 
oder der Rohstoffversorgung tragen können. 

Die vorgeschlagene Ausdehnung der Rechtsform 
des gemeinsamen Unternehmens auf diese Kategorie 
soll eine Organisationsform und gegebenenfalls Ver- 
günstigungen für Vorhaben ermöglichen, die wegen 
ihrer außergewöhnlichen Risiken eine Beteiligung 
des Staates erfordern. 


Der Umstand, daß die Tätigkeit der betreffenden 
Unternehmen auf dem Wettbewerbssektor liegen 
kann, zwingt dazu, von den Vergünstigungen nur 
in den durch Artikel 92 des EWG-Vertrages gesetz- 
ten Grenzen Gebrauch zu machen. 


III. Merkmale der vorgeschlagenen Rechtsform 

So wie es in der beigefügten Verordnung vorgese- 
hen ist, weist das gemeinsame Unternehmen im Ver- 
gleich zu den Rechtsreformen des innerstaatlichen 
Rechts und zu dem Entwurf für eine Europäische Ak- 
tiengesellschaft vier Hauptmerkmale auf: 

1. Im Falle der unter Punkt 1 oben vorgesehenen 
öffentlichen Dienste kann das Unternehmen eine 
besondere Satzung erhalten, ohne daß auf ein be- 
stehendes nationales Recht Bezug genommen wer- 
den muß. Diese Bezugnahme ist jedoch hauptsächlich 
oder hilfsweise möglich. 

Im Falle der Unternehmen, die eine wichtige Tätig- 
keit gemeinsamen europäischen Interesses auf dem 
Gebiet der technologischen Entwicklung oder der 
Rohstoffversorgung ausüben, muß die Satzung nach 
den Bestimmungen entweder der Rechte eines Mit- 
gliedstaates, oder der gemeinschaftlichen Verord- 
nungen auf dem Gebiet des Körperschaftsrechts fest- 
gelegt werden. Eine Abweichung von diesen Bestim- 
mungen ist nur möglich, wenn dies für die Errei- 
chung der Ziele dieser Unternehmen unerläßlich ist. 

Zur Zeit lassen sich besondere Rechtskonstruktionen 
zwischen Einrichtungen oder Unternehmen, die zu 
verschiedenen Ländern gehören oder mehrere Län- 
der betreffen, nur durch den Abschluß von interna- 
tionalen Abkommen schaffen. Durch die Gründung 
gemeinsamer Unternehmen kann dieses Ziel inner- 
halb der Gemeinschaft durch ein vereinfachtes Ver- 
fahren erreicht werden. Das so geschaffene Unter- 
nehmen genießt auf dem gesamten Gebiet der Ge- 
meinschaft die den juristischen Personen in jedem 
Mitgliedsland zuerkannten weitestgehenden Rechte 
und Befugnisse. 

2. Die Gemeinschaft als solche kann sich finanziell 
an einem öffentlichen Dienst oder einer industriel- 
len Initiative beteiligen. Diese Unterstützung kann 
entweder die Form einer Beteiligung am Kapital 
oder aber einer Start- oder Betriebshilfe annehmen. 

3. Das Statut ermöglicht die Beteiligung eines drit- 
ten Staates, einer internationalen Organisation oder 
eines Staatsangehörigen eines dritten Staates an der 
Gründung, Finanzierung und Geschäftsführung eines 
gemeinsamen Unternehmens. Diese Beteiligung kann 
von großer Bedeutung sein für die Schaffung euro- 
päischer öffentlicher Dienste oder Vorhaben der fort- 
geschrittenen Technologie oder der Rohstoffver- 
sorgung. Einzige hierfür vorgesehene Bedingung ist 
ein einstimmiger Ratsbeschluß. 
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4. Auf einstimmigen Beschluß des Rates in jedem 
Einzelfall können ganz oder teilweise die Vergün- 
stigungen gewährt werden, die im Anhang zu der 
nachstehenden Verordnung aufgeführt sind und im 
folgenden A.bschnitt analysiert werden. 


IV. Vergünstigungen, die gegebenenfalls für die 
gemeinsamen Unternehmen vorgesehen 
werden 

Im Anhang zu dem Verordnungsentwurf ist eine 
Reihe von Vergünstigungen aufgeführt, die dem 
gemeinsamen Unternehmen ganz oder teilweise ge- 
währt werden können, damit es die Lasten ausglei- 
chen und die Risiken tragen kann, die sich aus 
seinen Tätigkeiten gemeinsamen Interesses ergeben. 
Die Gewährung dieser Vergünstigungen wird von 
einem einstimmigen Beschluß des Rates abhängig 
gemacht. 

Diese Vergünstigungen lassen sich in vier Gruppen 
aufteilen: 

1. Gewährung bestimmter Vorrechte im Zusammen- 
hang mit dem öffentlichen Interesse 

Anerkennung des öffentlichen Interesses und Mög- 
lichkeit der Anwendung des Enteignungsverfahrens 
aus Gründen des öffentlichen Interesses. 

2. Gewährung von Steuerbegünstigungen 

Befreiung von Steuern, Abgaben und Gebühren für 
die Einbringungen in das gemeinsame Unternehmen 
und den Erwerb von unbeweglichem Vermögen 
durch dieses Unternehmen; Gewährung des steuer- 
lichen Verlustvortrages für Verluste des gemein- 
samen Unternehmens bei steuerpflichtigen Betriebs- 
ergebnissen der beteiligten Unternehmen. 

3. Gewährung von zollwirtschaftlichen Erleichte- 
rungen 

Befreiung von Zöllen oder Abgaben und Verboten 
oder Beschränkungen bei der Einfuhr oder Ausfuhr 
des wissenschaftlichen und technischen Materials, 
das für den Betrieb des betreffenden Unternehmens 
notwendig ist. 

4. Darlehensgewährungen oder Bürgschaftsleistun- 
gen durch die Gemeinschaft 

Diese Vergünstigungen kann der Rat mit gewissen 
Auflagen, insbesondere hinsichtlich der Laufzeit, 
verbinden. 

Die vorgeschlagenen Vergünstigungen beziehen 
sich im wesentlichen auf die Gründungsphase des 
Unternehmens und umfassen keine generelle Be- 
freiung von direkten Steuern. 

Einige dieser Vergünstigungen sind denen ähnlich, 
die allgemein für Tätigkeiten des öffentlichen Dien- 
stes in den Mitgliedstaaten gewährt werden. 


Die Gewährung des steuerlichen Verlustvortrages 
war bereits im Entwurf einer Verordnung zur Grün- 
dung der Rechtform einer europäischen anonymen 
Gesellschaft vorgesehen 

Die Befreiung von Zöllen und Abgaben gleicher 
Wirkung und sämtlichen Verboten und Einschrän- 
kungen bei der Einfuhr oder Ausfuhr von wissen- 
schaftlichem und technischem Material wird für die 
innergemeinschaftlichen Beziehungen nur von be- 
grenzter Bedeutung sein, die mit der Übergangszeit 
auf Grund der Erweiterung der Gemeinschaft zusam- 
menhängt. Diese Befreiung bleibt aber für die Be- 
ziehungen zu den Drittländern bestehen. 

Durch die Gewährung von zinsverbilligten Dar- 
lehen und durch Darlehensbürgschaften durch die 
Gemeinschaft sollen die dem EWG-Vertrag unter- 
liegenden Unternehmen, deren Tätigkeit die Ge- 
meinschaft fördern möchte, den Unterehmen des 
EGKS-Vertrags und des Euratomvertrags gleichge- 
stellt werden. 


V. Rechtsgrundlage der vorgeschlagenen 
Entscheidung 

Die Schaffung einer Rechtsreform für Gemeinsame 
Unternehmen im Aktionsbereich des EWG- Vertrags 
ist nicht formell durch eine Bestimmung dieses Ver- 
trages vorgesehen. Diese Neuschaffung kann jedoch 
auf Artikel 235 des Vertrags gestützt werden, wel- 
cher vorsieht, daß der Rat die geeigneten Vorschrif- 
ten erläßt, sobald ein Tätigwerden der Gemein- 
schaft erforderlich erscheint, um im Rahmen des Ge- 
meinsamen Marktes eines ihrer Ziele zu verwirk- 
lichen und im Vertrag die hierfür erforderlichen 
Befugnisse nicht vorgesehen sind. Im vorliegenden 
Falle liegt eine solche Situation eindeutig vor. Auf- 
gabe der Gemeinschaft ist es ja bekanntlich, eine 
harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens und 
eine beständige und ausgewogene Wirtschaftsaus- 
weitung zu fördern. Diese Aufgabe erfordert sowohl 
die Schaffung wirksamer Infrastrukturen im Be- 
reich der öffentlichen Dienste als auch die Förde- 
rung der technologischen Entwicklung und der Roh- 
stoffversorgung, weil diese Faktoren für das Wachs- 
tum wichtig sind. In beiden Fällen können sich 
Kooperationen über die Grenzen hinaus als die wirk- 
samste und wirtschaftlichste Lösung dieses Problems 
erweisen. 

Wie die Kommission in ihrem Memorandum zur 
Industriepolitik dargelegt hat, werden Koopera- 
tionen im Zuge der Weiterentwicklung der Gemein- 
schaft immer notwendiger. 

Mangels anderer geeigneter Rechtsformen für die 
Verwirklichung dieser Ziele ist es erforderlich, die 
Gemeinschaft mit einem Aktionsmittel auszustat- 
ten, wie es die Kommission in dem beigefügten 
Verordnungsentwurf vorschlägt. 
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